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Neue Transparenz-

erfordernisse für 
Schweizer 

Aktionäre und Akti-
engesellschaften 
 

Per 1. Juli wurden diverse 
neue Bestimmungen ins 
Obligationenrecht aufge-
nommen, welche die 
Transparenz der Eigen-
tumsverhältnisse bei juris-
tischen Personen verbes-
sern sollen. Damit kommt 
es faktisch zur Abschaf-
fung der Inhaberaktien, 
wie man sie bis anhin 
kannte, denn eine ihrer 
markantesten Eigenschaf-
ten – die Anonymität des 
Eigentümers – fällt weg. 

 

Folgen für Erwerber 

und Eigentümer von In-

haberaktien:  

Personen, die beim In-
krafttreten der Änderun-
gen bereits Inhaberak-

tien halten, müssen in-
nerhalb von sechs Mona-
ten ihren Aktienbesitz der 
Gesellschaft melden. Zu-
dem ist der Gesellschaft 
jede Änderung der Identi-
fizierungsangaben zu mel-
den.  

Käufer von Inhaberak-

tien müssen in Zukunft 
den Erwerb, ihre Vor- und 
Nachnamen bzw. die Firma 
sowie ihre Adresse inner-

halb eines Monats der 
Gesellschaft melden. Da-
bei führt bereits der Er-
werb auch nur einer einzi-

gen Inhaberaktie zur Mel-
depflicht. Der Aktionär 
muss den effektiven Besitz 
der Inhaberaktie nachwei-
sen und sich zudem mit-
tels Pass, ID oder Führe-
rausweis gegenüber der 
Gesellschaft identifizieren.  

 

Sanktionen: 

Wird der Meldepflicht nicht 
nachgekommen, ruht das 
Stimmrecht des Aktionärs.  
Die Dividenden kann der 
Aktionär erst geltend ma-
chen, wenn der seiner 
Meldepflicht nachkommt. 
Die Vermögensrechte des 
Aktionärs verwirken sogar, 
wenn er seinen Melde-
pflichten nicht innerhalb 
eines Monats nach dem 
Erwerb der Aktien nach-
kommt. Holt der Aktionär 
seine Meldung zu einem 
späteren Zeitpunkt nach, 
kann er nur die ab diesem 
Zeitpunkt entstehenden 
Vermögensrechte geltend 
machen.  

Von den neuen Melde-
pflichten sind grundsätz-
lich alle an einer Börse ko-
tierten Gesellschaften 
ausgenommen.  

 

Folgen für Gesellschaf-

ten mit Inhaberaktien: 

Die Aktiengesellschaft 
hat neu die Pflicht, ein 
Verzeichnis der Inhaber-
aktionäre und der wirt-
schaftlich berechtigten 
Personen zu führen. Im 
Verzeichnis müssen Vor- 

und Nachname, die Adres-
se sowie eine Kopie des 
amtlichen Ausweises der 
Inhaberaktionäre und der 
wirtschaftlich berechtigten 
Personen aufgeführt wer-
den. Bei juristischen Per-
sonen muss ein Handels-
registerauszug vorliegen. 

Für das Verzeichnis reicht 
eine Excel- oder Word-
Liste aus. Am einfachsten 
wird es sein, die beste-
henden Aktienbücher mit 
den entsprechenden In-
formationen zu ergänzen. 
Das Verzeichnis muss so 
geführt werden, dass die 
zuständigen Behörden je-
derzeit mittels Verfügung 
darauf zugreifen können. 
Private können keine Ein-
sicht verlangen. 

Der Verwaltungsrat der 
Aktiengesellschaft hat si-
cherzustellen, dass weder 
Mitgliedschafts- noch Ver-
mögensrechte ausgeübt 
werden, falls der Melde-
pflicht nicht nachgekom-
men worden ist. 

 

Mehr Transparenz bei 

allen juristischen Per-

sonen des Obligatio-

nenrechts: 

Auch für Aktiengesell-
schaften mit Namenaktien, 
GmbHs und Genossen-
schaften werden neue 
Vorschriften bezüglich der 
Transparenz der Eigentü-
merverhältnisse einge-
führt, welche ab einem 
Grenzwert von 25% der 
Anteilsrechte gelten. 
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Verstösse gegen diese 
Vorschriften haben dies-
selben Sanktionen zur Fol-
ge wie das Nichteinhalten 
der Meldepflicht bei Inha-
beraktien. 

Die GmbH hat neu ein 
Verzeichnis über die wirt-
schaftlich Berechtigten zu 
führen, aufzubewahren 
und den Zugriff in der 
Schweiz zu gewährleisten.  

Die Genossenschaft hat 
ebenfalls neu ein Genos-
senschafter-Verzeichnis 
aller Anteilsinhaber zu füh-
ren, aufzubewahren und 
den Zugriff in der Schweiz 
zu gewähren.  

 
Die neuen Bestimmungen 
sind ab 1. Juli 2015 in 
Kraft. Für Aktiengesell-
schaften kann es einfacher 
sein, Inhaberaktien in Na-
mensaktien umzuwandeln, 
was eine Statutenände-
rung nach sich zieht. 
 
Der Handlungsbedarf 

ist sowohl für Aktionäre 

als auch Aktiengesell-

schaften dringend. 

(Quelle: Bundesgesetz zur 
Umsetzung der 2012 revi-
dierten Empfehlungen der 
Groupe d’action financière)  
 

 

 
Arbeitsplatzbezo-

gene Arbeitsunfä-
higkeit – welche 

Folgen hat das für 
den Unternehmer? 
 
Arbeitsplatzbezogene Ar-
beitsunfähigkeit bedeutet, 
dass der Mitarbeiter nur in 
Bezug auf seine konkrete 
Arbeitstätigkeit und seinen 
Arbeitsplatz an der Arbeit 
verhindert ist. Ansonsten 
ist er arbeitsfähig und in 
seiner privaten Lebensge-
staltung kaum einge-
schränkt. Meist liegt die 

Ursache für diese Art der 
Arbeitsunfähigkeit in psy-
chischen Belastungen wie 
Mobbing oder Überlastung. 

In den Arztzeugnissen fin-
det man dann z.B. Formu-
lierungen wie: "Dem Pati-
enten ist es ab sofort nicht 
mehr möglich, seiner Ar-
beitstätigkeit als Koch im 
Restaurant Sonne nachzu-
kommen." 

Der Mitarbeiter kann sich 
bei einer allfälligen Entlas-
sung auch ohne Ein-
schränkungen umgehend 
um eine neue Arbeitsstelle 
bemühen. Aufgrund dieser 
Überlegung entscheiden 
die Gerichte in neuerer 
Rechtsprechung, dass bei 
einer arbeitplatzbezogenen 
Arbeitsunfähigkeit der 
Kündigungsschutz ent-

fällt.  

Das bedeutet für den Ar-
beitgeber, dass er das Ar-
beitsverhältnis während 
einer "nur" arbeitsplatzbe-
zogenen Arbeitsunfähig-
keit des Mitarbeiters 
rechtsgültig kündigen 
kann. Zudem wird die 
Kündigungsfrist in einem 
solchen Fall nicht unter-
brochen. 

Eine ähnliche Praxis gibt 
es in Bezug auf die Lohn-

fortzahlung. Heute deckt 
bei einer allfälligen Krank-
heit des Arbeitnehmers 
eine Krankentaggeldversi-
cherung den Lohnausfall. 
Auch bei einer nur arbeits-
platzbezogenen Arbeitsun-
fähigkeit hat der Arbeit-
nehmer Anspruch auf die 
Lohnfortzahlung, also 
gleich wie bei einer gene-
rellen Arbeitsunfähigkeit. 

Im Falle einer arbeits-
platzbezogenen Arbeitsun-
fähigkeit setzen die Versi-
cherungen den Arbeit-
nehmern eine Frist für ei-
nen Stellenwechsel. Ver-
streicht die Frist unge-

nutzt, wird die Leistung 
eingestellt. 

In manchen Unternehmen 
kann der arbeitsplatzbezo-
gene arbeitsunfähige Mit-
arbeiter an einem ande-

ren Arbeitsplatz einge-
setzt werden, für welchen 
seine Arbeitsunfähigkeit 
nicht besteht. Die Lehre 
vertritt die Meinung, dass 
der Arbeitgeber auch ohne 
eine ausdrückliche ver-
tragliche Abmachung dazu 
berechtigt ist. 

Die Arbeit am neuen Ar-
beitsplatz muss für den 
Mitarbeiter zumutbar sein 
und seine Genesung nicht 
beeinträchtigen. Zudem 
darf die Zuweisung nur 
von vorübergehender 
Dauer sein und das Privat-
leben des Mitarbeiters 
nicht zu stark beeinträch-
tigen, z.B. mit einem län-
geren Arbeitsweg. 

Es gilt also festzuhalten: 
Eine blosse arbeitsplatzbe-
zogene Arbeitsunfähigkeit 
entspricht rechtlich nicht 
einer ordentlichen Arbeits-
unfähigkeit. � 
 

 
 
Juristische Perso-
nen müssen per-

sönlich an Schlich-

tungsverhandlun-
gen anwesend sein 
 
Das Bundesgericht hat 
entschieden, dass die 
Pflicht zum persönlichen 
Erscheinen bei Schlich-
tungsverhandlungen auch 
für juristische Personen 
gilt. 

Die Schlichtungsverhand-
lung bezwecke ein persön-
liches Gespräch zwischen 
den Parteien vor einer 
möglichen Klageeinleitung. 
Von einer juristischen Per-
son könne deshalb ver-
langt werden, dass sie an 



der Schlichtungsverhand-
lung durch ein Organ oder 
zumindest durch eine be-
vollmächtigte und zur Pro-
zessführung befugte Per-
son erscheint, die überdies 
mit dem Streitgegenstand 
vertraut ist. 

Eine Vertretung der juristi-
schen Person durch einen 
Rechtsanwalt kommt als 
Form des persönlichen Er-
scheinens nicht in Frage. 
(Quelle: BGE 4A_387/ 
2013) � 

 

 
Kündigung einer 

Wohnung wegen 
Verkauf ist gültig 
 
Eine Wohnung kann einem 
Mieter gekündigt werden, 
wenn der Eigentümer die 
Mietsache mit Gewinn ver-
kaufen will, wenn er sie 
einem neuen Mieter mit 
höherem, aber nicht miss-
bräuchlichem Mietzins zu 
vermieten will, um Bauar-
beiten auszuführen oder 
um den Vermietungszweck 
zu ändern. 

Das Bundesgericht äusser-
te sich deutlich dazu, dass 
es bei einem Mietvertrag 
jeder Partei frei sei, das 
Mietverhältnis unter Be-
achtung der vertraglichen 
Frist und des Kündigungs-
termins zu beenden. Eine 
aus ökonomischen Grün-
den ausgesprochene Kün-
digung, um einen Gewinn 
zu erzielen, sei grundsätz-
lich gültig. Das schweizeri-
sche Recht gestatte jeder 

Partei, ihre wirtschaftliche 
Situation zu verbessern. 

Um die Gültigkeit einer 
Kündigung zu beurteilen, 
dürfe auch keine Interes-
sensabwägung vorge-
nommen werden zwischen 
dem Interesse der Vermie-
terin, über ihr Eigentum zu 
verfügen, und demjenigen 
der Mieterin, in den Räum-
lichkeiten zu verbleiben. 
Eine Interessensabwägung 
dürfe nur im Rahmen einer 
Erstreckung erfolgen. 

Die Geschäftstätigkeit der 
Vermieterin, der Handel 
mit Immobilien, sei zuläs-
sig und sei beherrscht vom 
Prinzip der Wirtschafts- 
und Vertragsfreiheit, die in 
der Schweiz gewährleistet 
sei. (Quelle: BGE 4A_484/ 
2012 vom 28. Februar 
2013) � 
 

 

 
Betrunkener 
Mitarbeiter im 

Geschäftsfahrzeug 
– wer haftet? 
 
Im Rahmen des neuen 
Strassenverkehrsgesetzes 
wurden die Versicherun-
gen verpflichtet, Regress 
auf den Versicherten oder 
den Versicherungsnehmer 
in folgenden Fällen zu 
nehmen: 

• Fahren in angetrunke-
nem/fahrunfähigen Zu-
stand 

• massive Geschwindig-
keitsdelikte. 

So kann der Rückgriff der 
Versicherung vertraglich 

nicht mehr vollum-

fänglich ausgeschlossen 
werden und kann auch 
den Arbeitgeber als Versi-
cherungsnehmer des Ge-
schäftsfahrzeugs treffen. 

Um sich als Arbeitgeber 
vor einem Regress (teil-
weise) zu schützen, muss 
der Arbeitgeber sich mit 
einem Regressrecht auf 
den Arbeitnehmenden 
schadlos halten. Dies wird 
am besten schriftlich mit 
dem Mitarbeitenden ver-
einbart. � 
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